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Wissenschaftsfreiheit  
nachhaltig sichern 

Nationale Kontaktstelle für Forschungssicherheit kurzfristig etablieren  

Christina Thelen 

Nicht erst seit der Veröffentlichung der Empfehlungen des Wissenschaftsrats zur Forschungssi-

cherheit im Mai 2025 wird über Forschungssicherheit in internationalen Kooperationen intensiv 

diskutiert. Waren diese noch bis vor wenigen Jahren im Regelfall positiv belegt – gilt doch Inter-

nationalität in der Forschung als Wissenstreiber und Goldstandard – rücken spätestens seit dem 

Überfall Russlands auf die Ukraine, die Risiken internationaler Kooperationen immer mehr in 

den Fokus. 

Das deutsche Wissenschafts- und Forschungssys-

tem steht aufgrund der geopolitischen Spannun-

gen vor einer doppelten Herausforderung: Zum 

einen nehmen Sicherheitsrisiken durch Spionage, 

Cyberangriffe und Wissensabfluss zu. Zum ande-

ren wächst die strategische Bedeutung von For-

schung und Innovation für die außen- und sicher-

heitspolitische Position Deutschlands und 

Europas – insbesondere im Bereich Dual-Use-

Technologien.  

Nationale Kontaktstelle  
für Forschungssicherheit 

Eine nationale Kontaktstelle für Forschungssicher-

heit soll eingerichtet werden. Darüber besteht 

mittlerweile weitgehend Einigkeit. Diese soll For-

schungseinrichtungen in Deutschland bei der 

Identifizierung, Bewertung und Minimierung si-

cherheitsrelevanter Risiken unterstützen und als 

zentrale Anlaufstelle für Beratung, Koordination 

und internationale Vernetzung dienen. Zudem in-

tensivieren auch zentrale Partner Deutschlands 

den Ausbau ihrer Sicherheitsarchitekturen und 

formulieren zunehmend die Erwartung, dass 

auch hierzulande vergleichbare Standards imple-

mentiert werden. Insofern ist der Schutz sensibler 

Forschung auch eine Voraussetzung für eine so-

lide Vertrauensbasis in internationalen For-

schungskooperationen. Eine zentrale Institution, 

die als vertrauenswürdiger Partner agiert, würde 

diese Vertrauensbasis stärken. 

Streit über Konzept  
und Ausgestaltung 

Streit gibt es aber über das Konzept und die Aus-

gestaltung einer solchen nationalen Kontaktstelle. 

Wissenschaftsorganisationen und Hochschulen 

begrüßen grundsätzlich die Idee, warnen jedoch 

vor einer Überregulierung und dem Verlust wis-

senschaftlicher Offenheit. Sie fordern, dass die 

Plattform nicht zu einer Einschränkung der Wis-

senschaftsfreiheit führt und die Eigenverantwor-

tung der Forschung gewahrt bleibt. Interessen-

vertreter wie die Deutsche Forschungsgemeinschaft 

(DFG) betonen das Prinzip „so offen wie möglich, 

so geschützt wie nötig“ und plädieren für praxis-

nahe Lösungen sowie eine enge Einbindung der 

Wissenschaft in die Ausgestaltung.  
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Bereits in der letzten Legislaturperiode wurde ein 

Stakeholder-Prozess mit Vertretern der Wissen-

schaft, Sicherheitsbehörden und der Wirtschaft 

geführt, der helfen sollte, ein entsprechendes 

Konzept zu entwickeln. Doch geriet dieser im 

Sommer 2025 ins Stocken und wird aktuell vom 

Bundesministerium für Forschung, Technologie 

und Raumfahrt (BMFTR) in kleinerer Besetzung 

fortgeführt. 

Doch die Akteure lähmen sich gegenseitig und die 

Argumente scheinen hinlänglich ausgetauscht. 

Letztlich geht es darum, wo eine solche nationale 

Kontaktstelle angesiedelt wird und wie viel Zwang 

für Einzelne bzw. wissenschaftlichen Institutionen 

und Forschungseinrichtungen besteht, sich an 

diese mit ihren Vorhaben zu wenden. 

Informationen der Sicherheits- 
behörden für Bewertung wichtig 

Entscheidend ist, dass auch Regierungsinformati-

onen, insbesondere die der Sicherheitsbehörden 

in die Bewertung von internationalen Forschungs-

kooperationen miteinfließen können, daher ist 

eine Ansiedlung der nationalen Kontaktstelle am 

BMFTR sinnvoll. Gleichzeitig sollte die Bewertung 

unabhängig von politischer Einflussnahme erfol-

gen, insofern wäre ein Hybridmodell zu bevorzu-

gen, welches eine zentrale Steuerung durch das 

sachlich zuständige Ministerium mit einer dezent-

ralen Umsetzung der Forschungseinrichtungen 

und Förderagenturen kombiniert. Dies würde si-

cherstellen, dass die entsprechenden Informatio-

nen bereitgestellt werden können und gleichzeitig 

klarstellen, dass die Autonomie der Wissenschaft 

gewahrt bleibt.  

 

Die Kontaktstelle sollte durch Schulungen für For-

schungssicherheit sensibilisieren und bei der Im-

plementierung von Risikomanagementsystemen 

unterstützen. Gleichzeitig könnte die Kontakt-

stelle auch zum Monitoring sicherheitsrelevanter 

Vorfälle genutzt werden, um hieraus Leitlinien zu 

entwickeln und fortzuschreiben. Entscheidend 

sind zudem einheitliche und schlanke Verfahren 

für Risikoanalysen und -prüfungen, um die Pro-

zesse nicht unnötig zu verlangsamen. 

Fazit 

Internationale Kooperationen verbessern grund-

sätzlich den Diskurs in der Wissenschaft und nur 

durch den stetigen auch internationalen Aus-

tausch wird Forschung besser und kann ihr Inno-

vationspotenzial entfalten. Gleichzeitig gilt, dass 

wir unsere Freiheit der Wissenschaft nur schüt-

zen, wenn wir sie sichern. In diesem Sinne gilt es, 

die nationale Kontaktstelle für Forschungssicher-

heit nun zügig zu etablieren, um die Freiheit der 

Wissenschaft nachhaltig zu sichern. 
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